
 

 

Konto der Kreisverwaltung:  

Kontoinhaber: Landkreis Uckermark 
Sparkasse Uckermark 
IBAN: DE67 1705 6060 3424 0013 91 
BIC: WELADED1UMP 

Steuer nummer:  
062/149/01062 

Telefon -Vermittlung:   
03984 70-0 

Internet: 
www.uckermark.de 

Sprechzeiten:  
Mo.: 08:00 bis 12:00 Uhr  
Di.: 08:00 bis 12:00 und  
 13:00 bis 17:00 Uhr 
Do.: nur nach Vereinbarung 
Fr.:  08:00 bis 11:30 Uhr 

Der Landkreis Uckermark stellt für E-Mails mit qualifiziert elektronisch signierten Dokumenten die zentrale E-Mail-Adresse landkreis@uckermark.de zur 
Verfügung. Für alle anderen E-Mail-Adressen der Kreisverwaltung wird der rechtsverbindliche Zugang ausdrücklich nicht eröffnet. 

Landkreis Uckermark 
 - Die Landrätin -  

 
 
Kreisverwaltung Uckermark, Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau 

 
 
An das Mitglied des Kreistages 
Herrn  
Dietmar Meier 
 
nachrichtlich 
alle Mitglieder des Kreistages 
 

 Nebenstelle:  

Dezernat: II 

Amt: Jugendamt 

Bearbeiter(in): Herr Krüger 

Zimmer-/Haus-Nr.: 121/Haus 1 

Telefon-Durchwahl: 03984 70-2651 

Telefax: 03984 702199 

E-Mail: stefan.krueger@uckermark.de 

 

Ihr Zeichen  Ihre Nachricht vom  Unser Zeichen  Datum  

  51 15.09.2023 

 
 
Ihre Nachfrage im Jugendhilfeausschuss vom 05.09.20 223 zur Anfrage 
AF/146/2023 
 
Sehr geehrter Herr Meier, 
 
im Jugendhilfeausschuss vom 05.09.2023 haben Sie zu obiger Anfrage die mündliche 
Nachfrage gestellt, ob für die Anmietung der Räumlichkeiten des „Glashaus Prenzlau“ 
für die Veranstaltung "Die extreme Rechte zwischen Klimawandelleugnung & 
Klimanationalismus" eine Raumnutzungsgebühr gezahlt oder eine Zuwendung 
erbracht wurde. 
 
Auf Ihre Nachfrage möchte ich wie folgt antworten:  
 
Der Träger „Glashaus Prenzlau e.V.“ teilte am 11.09.2023 auf Nachfrage der 
Verwaltung des Jugendamtes mit, dass für die Veranstaltung des „Aktionsbündnisses 
Brandenburg“ kein Raumnutzungsentgelt erhoben wurde. 
 
Von Seiten des Landkreises Uckermark hat der Träger „Glashaus Prenzlau e.V.“ für 
die Zeit vom 01.01.2023 bis 31.12.2023 (Maßnahmezeitraum) gemäß Kreistags-
beschluss (BV/054/2022/1) einen Zuwendungsbescheid über 18.000 Euro erhalten.  
 
Diese Zuwendung wurde in Form einer Festbetragsfinanzierung bewilligt. Eine 
Erhöhung des Zuschusses aus dem Kreishaushalt ist zuwendungsrechtlich nicht 
möglich, wenn sich die Miet- und Betriebskosten im Nachhinein erhöhen, auch nicht 
bei einer nachträglichen auf die tatsächlichen Betriebs- und/oder Mietnebenkosten 
abzielende Nachweisführung.  
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Dieser sogenannte Mehraufwand würde zu Lasten des Trägers gehen. 
Zuwendungsrechtlich wäre es dem Träger möglich Einnahmen (z.B. 
Raumnutzungsentgelte) zu erzielen, um die Projekt- und Vereinsziele verfolgen zu 
können.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
In Vertretung 
 
 
 
gez. Henryk Wichmann 
2. Beigeordneter 
 


